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kets auch noch ein angemessenes Kontaminationsrisi-
ko im Sinne des Unionsrechts als entsprechender Tat-
bestand einer Gefahr einer nachteiligen Beeinflussung 
von Lebensmitteln erforderlich ist.

Nach dem Beschluss des BVerfG vom 11. März 
2020 -2 BvL 5/17- und dem beschriebenen Trend der 
Rechtsprechung kann von einer Anwendbarkeit des 
§ 3 LMHV als eine bedeutende Sanktionsnorm zum 
EU-Hygienepaket weiterhin ausgegangen werden.
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Neufassung der AVV Rahmenüberwachung

Weiteres Potenzial zur Optimierung der 
amtlichen Lebensmittelüberwachung

Mit der seit Ende Januar 2021 erfolgten Änderung der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift Rahmenüberwa-
chung (AVV RÜb) wurden die Regelkontrollfristen 
für viele Unternehmen verringert. Der neue Punkte-
schlüssel der AVV RÜb führt dazu, dass alle Betriebe 
mit einer Kontrollhäufigkeit von mehr als einer Rou-
tinekontrolle im Jahr (Risikoklassen 1-5) automatisch 
und ohne eigenes Zutun eine Stufe nach oben rut-
schen. Damit werden auch Gaststätten und Imbissbe-
triebe, in denen viele Verstöße festgestellt werden, 
seltener planmäßig kontrolliert werden.

Auch Lebensmittelunternehmer, die sich vor-
schriftsmäßig verhalten, umfassende Eigenkontroll-
konzepte etabliert haben, diese auch gelebte Praxis im 
Unternehmen sind und die sich zudem noch Kontrol-
len durch Dritte (ggf. mit Zertifizierungen) unterzie-
hen, werden vom neuen Punkteschlüssel profitieren 
und die amtliche Lebensmittelüberwachung noch sel-
tener als bisher in ihrem Unternehmen haben. Damit 
frei werdende Kontrollkapazitäten sollen auf die auf-
fälligen Betriebe verlagert werden, um diese mit ent-

sprechendem behördlichem Nachdruck auf den rech-
ten Weg zu verhelfen.

Dieser viel gepriesene Ansatz ist sicher sinnvoll, 
aber nicht neu. Schon mit der alten AVV RÜb wurden 
vorbildliche Lebensmittelunternehmer mit einem 
weiter gefassten Kontrollzyklus belohnt. Problembe-
triebe wurden entsprechend schlechter bewertet und 
bei hygienischen Missständen erfolgten kostenpflich-
tigen Nachkontrollen bis dato zeitnah – anders wäre 
es im Sinne des gesundheitlichen Verbraucherschut-
zes auch nicht vertretbar gewesen.

Der BVLK sieht in den zukünftigen Regelungen 
eine Schwächung der amtlichen Lebensmittelüberwa-
chung. Verstöße gegen geltendes Recht wurden und 
werden auch künftig nur bei Kontrollen vor Ort fest-
gestellt. Und Kontrolldruck erhöht bekanntermaßen 
den Anreiz, sich rechtskonform zu verhalten, siehe 
zum Beispiel Geschwindigkeitskontrollen.

In diesem Sinne wäre es zielführender gewesen, 
eine adäquate und dem schon immer geltenden „risi-
kobasierten“ Ansatz entsprechende personelle und 
technische Ausstattung der einzelnen Ämter für die 
amtliche Lebensmittelüberwachung zu garantieren/
zu gewährleisten.
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Die AVV RÜb war von Anbeginn ein Instrument 
für die Bundesländer, ihren Personalmangel im Be-
reich der amtlichen Lebensmittelüberwachung ent-
sprechend zu verwalten. Dies bleibt es auch mit der 
neuen AVV RÜb so und das auf Kosten des gesund-
heitlichen Verbraucherschutzes.

Eine Verringerung der Kontrollhäufigkeit sollte je-
doch immer das Ergebnis einer guten Unternehmer-
leistung und nicht der Kassenlage der öffentlichen 
Hand geschuldet sein.

Bessere Vernetzung und Digitalisierung aller relevanten 
Kontrollbehörden auf Landes-, Bundes- und europäischer 
Ebene

Nichts ist so international wie die Lebensmittelver-
sorgung, und gleichzeitig ist nichts so lokal wie die der-
zeitige amtliche Lebensmittelüberwachung in Deutsch-
land. Gesundheitlicher Verbraucherschutz ist ein Teil 
der Fürsorgepflicht des Staates gegenüber den Bürgern. 
Es ist seine Aufgabe, die Verbraucher vor Gesundheits-
gefahren durch Lebensmittel, Bedarfsgegenstände, Ta-
bakerzeugnisse und kosmetische Mittel zu schützen.

Aus diesem Grund ist es wichtig, die Vernetzung 
aller Kontrollbehörden voranzutreiben und deren 
Handlungsfähigkeit durch entsprechende Möglich-
keiten der Kommunikation bzw. des Datenaustauschs 
bundesweit, aber auch europaweit immer weiter zu 
optimieren. Im internen wie im externen Bereich 
(Landes- und Bundesebene) werden funktionierende 
Kommunikationsplattformen benötigt, die auch über 
die Bundesebene hinaus dem weltweiten Handel mit 
Lebensmitteln und Bedarfsgegenständen etc. gerecht 
werden. Die vorhandenen Systeme müssen dringend 
miteinander vernetzt werden. Hierzu ist der Beschluss 
der Verbraucherschutzministerkonferenz 2021 voll-
ständig umzusetzen. Die Umstellung von papierge-
bundenen Aufzeichnungen auf elektronische Doku-
mentationen bringt eine Vielzahl an Veränderungen 
mit sich. Diese müssen von allen Beteiligten proaktiv 
begleitet werden. Hierzu gehört die entsprechende 
technische Ausstattung der Lebensmittelkontrolleure 
ebenso wie die Schaffung der entsprechenden Infra-
struktur. Die Corona-Pandemie hat einen Nachholbe-
darf bei der Digitalisierung aufgezeigt, dies bestätigt 
u. a. der im Mai 2021 vom Normenkontrollrat veröf-
fentlichte Monitor „Digitale Verwaltung“.

Folgende Schwerpunkte sollten daher berücksich-
tigt werden:

Ȥ	 digitale Bereitstellung von bürgerorientierten 
Services, z. B. Bürgerbeschwerden,

Ȥ	 Nutzung digitaler Technologien zur Verbesse-
rung von Verwaltungsprozessen und -abläufen, 
hierzu gehört auch die Nutzung geeigneter End-
geräte, Druckertechnik sowie Software zur Erfas-
sung von Betriebsbesuchen und Probenahmen,

Ȥ	 Implementierung einer flexiblen, sicheren und 
zukunftsfähigen IT-Infrastruktur,

Ȥ	 aktive Förderung des kulturellen Wandels inner-
halb des Verwaltungsapparats.

Transparenz der Kontrollergebnisse nur EU-weit – zumin-
dest jedoch bundeseinheitlich!

Der BVLK steht der Veröffentlichung der amtlichen 
Kontrollergebnisse nicht ablehnend, aber kritisch ge-
genüber. Transparenz im Rahmen der Verbraucher-
information stellt ein Grundbedürfnis dar, dem ange-
messen Rechnung zu tragen ist. Der BVLK trägt 
hierbei jedoch keinen Flickenteppich von unter-
schiedlichen Transparenzsystemen in Deutschland 
mit, der durch die Initiativen in verschiedenen Bun-
desländern zwangsläufig entstehen wird. Jüngstes Bei-
spiel sind die Initiativen des Bezirkes in Berlin-Pan-
kow und das Anfang Juni 2021 beschlossene 
„Saubere-Küchen-Gesetz“ des Landes Berlin.

Unterschiedliche Modelle der Veröffentlichung 
von Kontrollergebnissen führen weder zu mehr 
Transparenz, noch würden sie das Vertrauen in die 
staatliche Daseinsvorsorge bzw. amtliche Lebensmit-
telüberwachung stärken. Aus Sicht des BVLK führt 
nur ein bundeseinheitliches, wenn nicht sogar ein in 
der gesamten EU geltendes Modell, das für alle rele-
vanten Branchen gleichermaßen gilt, zu einem deut-
lichen Mehrgewinn in Sachen Verbraucherinformati-
on und Verbraucherschutz. Dies setzt auch den 
gleichzeitigen Beginn eines Transparenzsystems vor-
aus. Die Information der Verbraucher über Kontroll-
ergebnisse darf nicht an Landesgrenzen enden. Eben-
so muss für Lebensmittelunternehmer, die länder- 
übergreifend tätig sind, eine Gleichbehandlung gege-
ben sein. Zudem darf es keine Überinformation durch 
Information des Verbrauchers geben.

In einem Imbiss wird die Qualität des Frittierfettes geprüft 
(Bild: BVLK)

Da die permanent angespannte Personalsituation 
in den Überwachungsbehörden vor Ort eine flächen-
deckende und alle relevanten Branchen betreffende 
risikoorientierte Überwachung nicht zulässt, schätzt 
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der BVLK die Umsetzung eines jeglichen Transpa-
renzmodells oder auch einer anderen amtlichen Be-
wertung von Kontrollergebnissen derzeit als wenig 
praktikabel ein. (2019 wurden laut Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit – BVL 
bundesweit nur knapp 42 % der notwendigen Kont-
rollen durchgeführt; Tendenz weiter sinkend).

Festschreiben von Qualifikationsanforderungen für die 
Gastronomie sowie sprachlicher Mindestanforderungen 
an nicht-deutschsprachige Lebensmittelunternehmer

Dem Jahresbericht des BVL ist regelmäßig zu entneh-
men, dass Beanstandungen im Bereich der allgemei-
nen Betriebshygiene in der Gastronomie nach wie vor 
die häufigste Verstoßkategorie darstellen. Darauf fol-
gen Mängel im Hygienemanagement der Betriebe 
(HACCP, betriebliche Eigenkontrolle, Dokumentati-
on, Personalschulung). Die Beanstandungsquoten hal-
ten sich seit Jahren auf konstantem Niveau. Zudem 
lassen sich zahlreiche der in Deutschland gemeldeten 
lebensmittelbedingten Krankheitsausbrüche auf Hygi-
enemängel und Fehler im Temperaturmanagement in 
der Gastronomie und der Gemeinschaftsverpflegung 
(und auch in den privaten Haushalten) zurückführen.

Der BVLK betrachtet die fehlenden Qualifikations-
anforderungen an angehende Gastronomen als 
Hauptursache für diesen Umstand. Angesichts dieser 
allseits bekannten Situation und der Tatsache des ste-
tig wachsenden Trends der Außer-Haus-Verpflegung 
ist es nicht mehr nachvollziehbar, dass sich jedermann 
ohne entsprechende Qualifikation in diesem Bereich 
„ausleben“ darf. Dazu ist neben einer deutlichen fach-
lichen Aufwertung der Gaststättenunterrichtung de-
ren Durchführung inkl. Prüfung in allen 16 Bundes-
ländern sicherzustellen. Viele Stakeholder, z. B. 
Verbraucherzentrale Bundesverband – vzbv unter-
stützen dieses Ansinnen.

Mit Interesse verfolgt der BVLK die Bemühungen 
der Lebensmittelwirtschaft, ausländische Mitbürger 
zu integrieren, um dem Arbeits- und Fachkräfteman-
gel in Deutschland entgegenzuwirken. Die sprachli-
chen Barrieren stellen unserer Erfahrung in der Kon-
trollpraxis nach häufig ein sehr großes Problem dar 
– nicht nur in der Verständigung des Unternehmers/
Mitarbeiters mit dem Lebensmittelkontrolleur, son-
dern auch in Bezug auf das Verstehen der erteilten 
Auflagen, die folglich nicht umgesetzt werden, was im 
ungünstigsten Fall Folgen für die Lebensmittelsicher-
heit haben kann. Daher sollte es eine sprachliche 
Grundqualifikation in der deutschen Sprache für 
nicht-deutschsprachige Lebensmittelunternehmer und 
Mitarbeiter in Lebensmittelunternehmen geben.

Neben einer Personalentwicklung unter Berück-
sichtigung der Altersstruktur und den Aufgaben an-
gemessene Vergütung/Besoldung sollten auch alle Le-

bensmittelkontrolleure in allen Bundesländern zu 
Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft ernannt 
werden.

Bereits in fünf von 16 Bundesländern (wurde 
„Kontrollpersonal im Außendienst“, das mit der amt-
lichen Lebensmittelüberwachung beschäftigt ist und 
eine Schulungsmaßnahme zur Ermittlungsperson der 
Staatsanwaltschaft absolviert hat, zu Ermittlungsper-
sonen der Staatsanwaltschaft ernannt. Die Ermitt-
lungspersonen werden befugt, solche strafprozessua-
len Maßnahmen anzuordnen, die bei Gefahr im 
Verzug erforderlich sind, z. B. Beschlagnahme von 
Beweismitteln, Durchsuchung beim Verdächtigen 
und Unverdächtigen.

Fazit

Die Anzahl der „Problembetriebe“ dürfte nun steigen. 
Die in der novellierten AVV RÜb benannten anlass-
bezogenen Kontrollen ergeben sich bei Verstößen, die 
bei den routinemäßigen Kontrollen festgestellt wer-
den und sind kein neues „Instrument“. Insbesondere 
durch eine bessere Vernetzung sowie Digitalisierung 
aller relevanten Kontrollbehörden auf Landes-, Bun-
des- und europäischer Ebene kann die amtliche Le-
bensmittelüberwachung stärken.
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